
Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 18. Oktober 2022 (Gz/DOK 2022/0955756), mit dem der 

Referentenentwurf eines Sanktionsdurchsetzungsgesetzes II übersandt und um Stellungnahme bis 

zum 20. Oktober 2022, 12.00 Uhr gebeten wurde. Wir verkennen nicht die Bedeutung des zu 

regelnden Sachverhaltes und die zeitlichen Implikationen, kommen aber nicht um die Mitteilung 

umhin, dass eine fundierte Stellungnahme innerhalb dieser Frist nicht möglich ist. Wir bedauern 

dies, zumal der Entwurf komplex ist und erhebliche Grundrechtseingriffe vorsieht und daher eine 

sorgfältige Prüfung erfordert hätte. Folglich übermitteln wir Ihnen eine vorläufige und kursorische 

Einschätzung. Sofern weitergehende Ausführungen der Kreditwirtschaft erforderlich sein sollten, 

werden wir diese im weiteren Gesetzgebungsverfahren einbringen.  

Im Folgenden finden Sie unsere Anmerkungen. 

Zu den geldwäscherechtlichen Vorschriften: 

◼ § 19 Abs. 3 GwG n. F.: Die pauschale Bezugnahme auf u.a. § 3 Abs. 1 GwG scheint nicht richtig

zu sein. § 3 Abs. 1 GwG regelt in Nr. 1 nicht nur denjenigen, in dessen Eigentum oder unter

dessen Kontrolle eine Gesellschaft (meldepflichtigen Vereinigung) steht (sog. uwB), sondern in

Nr. 2 auch den Veranlasserfall (sog. abweichend wirtschaftlich Berechtigter). Es besteht

allerdings das einvernehmliche Verständnis darüber, dass es in Bezug auf den Veranlasserfall

keinen fiktiven wB geben kann. Die Regelung des fiktiven wB befindet sich in § 3 Abs. 2 S. 5

GwG und bezieht sich daher auf die in § 3 Abs. 2 S. 1 – 4 GwG nähere Ausgestaltung des uwB

einer meldepflichtigen Vereinigung. Auch in Bezug auf Stiftungen und vergleichbare

Rechtsgestaltungen nach § 3 Abs. 3 GwG kann es keinen fiktiven wB geben. Aus diesen Gründen

müssten entweder die gelb unterlegten Passagen („§ 3 Absatz 1 oder“) beide Mal gestrichen

oder an beiden Stellen konkretisiert werden („§ 3 Absatz 1 Nr. 1 oder“).

„In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe c ist anzugeben, ob ermittelt wurde, dass 

keine natürliche Person die Voraussetzungen eines wirtschaftlich Berechtigten nach § 3 Absatz 1 

oder § 3 Absatz 2 Satz 1 bis 4 erfüllt, oder ob die Ermittlung eines wirtschaftlich Berechtigten 

nach § 3 Absatz 1 oder § 3 Absatz 2 Satz 1 bis 4 nach Durchführung umfassender Prüfungen 

nicht möglich war.“ 

◼ § 23 Abs. 1 S. 2 n.F.: An dieser Stelle wäre eine Konkretisierung begrüßenswert, welchen

Stellenwert die Eigentums- und Kontrollstrukturübersichten für den Einsicht nehmenden

Verpflichteten haben, wenn denn diese vorhanden sind und zur Verfügung gestellt werden. Darf

er sich auf diese analog § 12 Abs. 3 S. 3 GwG zumindest bei low und medium Risk verlassen

und kann damit seine weiterhin bestehende Pflicht zur Ermittlung der Eigentums- und

Kontrollstruktur im Rahmen der Erfüllung der Sorgfaltspflichten nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 GwG

erfüllen? Damit würde ein wirklicher Mehrwert geschaffen werden, soweit es um das Onboarding

einer deutschen Gesellschaft geht. Wir bitten daher um Schaffung einer entsprechenden

Regelvermutung, die dies der Kreditwirtschaft ermöglicht.
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◼ § 23b (neu): Der Verpflichtetenkreis sollte sich im Bereich des neuen § 23b GwG ausschließlich

auf Notare beschränken, da diese die einzigen sind, die im Immobiliengeschäft die Beurkundung

vornehmen und eine solche Unstimmigkeitsmeldung vornehmen könnten. Unter

geldwäschepräventionsrechtlichen Gesichtspunkten hat diese Vorschrift keinen Mehrwert. Die in

§ 23b GwG formulierte Verpflichtung erscheint im Regelungsgefüge der Geldwäscheprävention

artfremd und überdehnt insoweit die eigentlichen Anforderungen / Vorgaben an den 

Finanzsektor. Der Gesetzesvorschlag sollte daher alle Verpflichteten – bis auf die Notare – 

streichen und deshalb wie folgt lauten:  

„Die in § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 aufgeführten Behörden Verpflichtete nach § 2 Absatz 1 

Nummer 1 bis 3 und 7 sowie Notare haben der registerführenden Stelle Abweichungen unverzüglich 

zu melden, die sie zwischen den Angaben über die Immobilien, die im Transparenzregister 

zugänglich sind, und den ihnen zur Verfügung stehenden Angaben und Erkenntnissen über 

Immobilien feststellen. § 43 Absatz 2 gilt entsprechend.“  

Zu den außenwirtschaftsrechtlichen Vorschriften: 

◼ § 1: Es wird eine weitere Behörde neben der Deutschen Bundesbank und dem BAFA geschaffen.

Hier sehen wir in Teilbereichen mögliche Probleme durch die Zuständigkeit verschiedener

Behörden im Sanktionsbereich und deren Koordination untereinander. Wir gehen davon aus, dass

Meldungen durch Finanzinstitute weiter an die Deutsche Bundesbank erfolgt, die die

Informationen ggf. weitergibt.

◼ Überwachung der Einhaltung der Verfügungsbeschränkungen und Bereitstellungsverbote: Wenn

auch die Zentralstelle hier eher als Vollstreckungsbehörde aktiv werden soll, so besteht doch die

mögliche Problematik der unterschiedlichen Auslegung von Sanktionsvorschriften durch die

verschiedenen bereits de lega lata zuständigen Behörden und der neuen Zentralstelle. Wie soll

dies verhindert werden?

◼ § 2 Abs. 4: Der Rekurs auf das Gesetz über das Verfahren von Familiensachen erschließt sich uns

nicht. Prima facie sollte das Strafprozessrecht einschlägig sein. Zudem erscheint die Regelung in

§ 2 Abs. 5 als Widerspruch, in der Parallelen zur Abgabenordnung gezogen werden. Die

verfahrensrechtlichen Bezüge sollten geprüft werden. 

◼ § 3: Normalerweise braucht eine „Sicherstellung“ eine entsprechende strafprozessuale

Anordnung (idR sogar durch einen Richter). Es ist unklar, welcher Natur diese Behörde sein soll

und welchem prozessualen Regime sie folgen soll.

◼ § 4: Der Grund für den Verweis auf die ZPO für die Sicherstellung erschließt sich uns ebenfalls

nicht.
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◼ § 4 Abs 10: Kosten der Sicherstellung und Verwahrung können neben dem Eigentümer auch dem

Inhaber der Sachherrschaft auferlegt werden. Nach diesem Wortlaut würde das für eine

sanktionierte Person depotführende Finanzinstitut gesamtschuldnerisch mit dem (nicht

erreichbaren) Eigentümer haften, wenn bei dieser Art der Verwertung Kosten anfallen. Das

erscheint verfassungsrechtlich bedenklich.

◼ Art. 4, § 1b KWG: Der letzte Satz ist in seiner Unbestimmtheit sehr problematisch: „wenn und

solange sie die Interessen einer sanktionierten Person als Mitglied eines Aufsichts- oder

Verwaltungsrats… in einem nicht sanktionierten Institut wahrnimmt.“ Es dürfte häufig unklar

sein, wann Personen „die Interessen einer sanktionierten Person wahrnehmen“. Dies gilt in

gleicher Weise für Art. 6 § 1a und der vergleichbaren Vorschriften anderer beaufsichtigter

Institute.

◼ Fiktion der Unzuverlässigkeit der Leitungsorgane von sanktionierten entities scheinen aus

rechtsstaatlicher Sicht sehr weitgehend, da es einem Berufsverbot gleichkommt. Dies stellt

zudem einen Verstoß gegen die gesellschaftsrechtlichen Prinzipien dar, dass ein solches Amt „ad

personam“ vergeben wird und derjenige benannte „Interessenvertreter“ gesellschaftsrechtlich

persönlich in der Verantwortung ist.

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

für Die Deutsche Kreditwirtschaft 

Bundesverband deutscher Banken 

Thorsten Höche Dr. Elmira Mamedowa-Ahmad 

Managing Director Associate 

Chefjustiziar 




